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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. März 1953 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Bundese vakuiertengesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 100. Sitzung am 6. Februar 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, die aus der An- 
lage 2 ersichtlichen Änderungen vorzuschlagen. Im übrigen erhebt 
der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Dfüek: Bohner Ünlversitäts-Buchciruekerei Gebr. Sdieur, Bafsft 
Ailein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße SO 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ABSCHNITT I 
Personenkreis 
§ 1 

Evakuierte 

(1) Evakuierte sind Personen, die 

Lin der Zeit vom 26. August 1939 bis 
7. Mai 1945 ihre Wohnsitzgemeinde (Aus- 
gangsort) im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes oder im Land Berlin aus kriegs- 
bedingten Gründen verlassen mußten und 
in einer anderen Gemeinde (Zufluchtsort) 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
im Land Berlin Aufnahme gefunden haben 
oder 

2. als Heimkehrer im Sinne der §§ 1 und 1 a 
des Heimkehrergesetzes in der Fassung 
vom 30. Oktober 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 875) am Zufluchtsort ihrer evakuierten 
Haushaltsgemeinschaft im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder im Land Berlin 
Aufnahme gefunden haben oder finden. 

(2) Absatz 1 findet auch auf die nach der 
Evakuierung (Verlassen des Ausgangsortes) 
geborenen, legitimierten oder an Kindes Statt 
angenommenen Kinder Anwendung, soweit 
sie zu der Haushaltsgemeinschaft des Eva- 
kuierten gehören. 

(3) Als Zufluchtsort im Sinne des Absat- 
zes 1 Nr. 1 gilt die Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsgemeinde im Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens dieses Gesetzes. 

(4) Kriegsbedingte Gründe im Sinne des 
Absatzes 1 liegen vor beim Verlassen der 
Wohnsitzgemeinde 

1. im Zusammenhang mit militärischen Maß- 
nahmen oder 


2. aus Anlaß der Entfernung der Bevölkerung 
oder der Verlagerung von Betrieben aus 
kriegsgefährdeten Gebieten oder 

3. infolge Unbenutzbarkeit der Wohnung 
durch gänzliche oder teilweise Zerstörung 
oder infolge Entziehung der Wohnung auf 
Grund behördlicher Maßnahmen. 


S 2 


Anwendungsbereich 


(1) Soweit im folgenden nichts anderes be- 
stimmt wird, finden die Vorschriften dieses 
Gesetzes auf Evakuierte im Sinne des § 1 
Anwendung, die 

1. einschließlich ihrer Haushaltsgemeinschaft 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes in ihren Ausgangsort noch nicht 
rückgeführt waren oder noch nicht zurück- 
gekehrt sind und 

2. ihren Rückkehrwillen erklären. Die Bun- 
desregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates für die Abgabe dieser Erklä- 
rung eine Ausschlußfrist festzusetzen. 


(2) Die Erklärung des Rückkehrwillens ge- 
mäß Absatz 1 Nr. 2 gilt als widerrufen, wenn 
der Evakuierte von der ihm gebotenen Rück- 
führung in seinen Ausgangsort nicht Ge- 
brauch macht, obwohl ihm die Rückführung 
zumutbar ist. 


§ 3 


Ausdehnung des Personenkreises 


(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates für Personengruppen, die 
nicht alle Voraussetzungen des § 1 erfüllen, 
aus Billigkeitsgründen die Vorschriften die- 
ses Gesetzes ganz oder teilweise für anwend- 
bar zu erklären, wenn diese Personengruppen 
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1. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Juli 1945 ihre Wohnsitzgemeinde im 
Deutschen Reich nach dem Gebietsstand 
vom 31. Dezember 1937 aus kriegsbeding- 
ten Gründen verlassen mußten und 

2. in den Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in das Land Berlin zurückkehren oder 
dort Aufnahme gefunden haben oder 
finden. 

(2) Durch Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 können Maßnahmen nach diesem Ge- 
setz eingeschränkt werden. 


ABSCHNITT II 
Registrierung 

§ 4 

Durchführung 

(1) Die Erklärung gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 
ist bei der von den Ländern zu bestimmen- 
den Behörde des Zufluchtsortes abzugeben. 
Diese Erklärung ist von der von den Ländern 
zu bestimmenden Behörde des Ausgangs- 
ortes in ein Register aufzunehmen, falls die 
Voraussetzungen der §§ 1 und 2 Abs. 1 er- 
füllt sind. Dem Antragsteller ist auf Ver- 
langen ein Bescheid zu erteilen. 

(2) Im Falle des § 5 Abs. 2 kann die Er- 
klärung auch nach Rückkehr bei der Behörde 
des Ausgangsortes abgegeben werden. 

(3) Die Eintragung gemäß Absatz 1 ist zu 
streichen, wenn die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in das Register nicht Vorgelegen 
haben oder nicht mehr vorliegen. Über die 
Streichung ist ein schriftlicher Bescheid zu 
erteilen. 

(4) Durch die Registrierung wird das Vor- 
liegen der Voraussetzungen gemäß §§ 1 und 
2 Abs. 1 festgestellt. Diese Feststellung ist 
für die Behörden bindend. 


Abs. 1) rückzuführen. Der Zeitpunkt der 
Rückführung bestimmt sich nach Maßgabe des 
zur Verfügung stehenden Wohnraumes und 
unter Berücksichtigung sozialer und wirt- 
schaftlicher Gründe. Die Rückführung er- 
folgt in einem behördlich gelenkten Rückfüh- 
rungsverfahren. 

(2) Der Rückführung im Sinne des Ab- 
satzes 1 steht eine Rückkehr des Evakuierten 
außerhalb des behördlich gelenkten Rück- 
führungsverfahrens in seinen Ausgangsort 
nach Inkrafttreten des Gesetzes dann gleich, 
wenn der Evakuierte durch Bescheinigung 
der Gemeindebehörde des Ausgangsortes eine 
Wohnung für sich und seine Haushalts- 
gemeinschaft nachweist. 

(3) Die Rückführung von Evakuierten 
kann auch im Rahmen der Umsiedlung von 
Vertriebenen erfolgen. 


§ 6 


Ersatzausgangsort 


Für die in einem Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis stehenden Evakuierten kann auf An- 
trag der Arbeits- oder Dienstort, sofern die- 
ser in dem Lande liegt, in dem sich der Aus- 
gangsort (§ 1 Abs. 1) befindet, als Ausgangs- 
ort im Sinne des § 1 Abs. 1 zugelassen 
werden. 


§ 7 

Rückführungspläne 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, im 
Rahmen der behördlich gelenkten Rückfüh- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rückführungspläne für 
die Rückführung von Land zu Land zu er- 
lassen, in denen Zeit, Art, Umfang und 
Reihenfolge der Rückführung geregelt 
werden. 


ABSCHNITT III 

Rückführung und wohnraummäßige 
Unterbringung 

§ 5 

Begriff 

(1) Die Rückführung ist freiwillig. Der 
Evakuierte ist in seinen Ausgangsort (§ 1 



Die Kosten der Rückführung oder Rück- 
kehr des Evakuierten (§ 5) trägt das Land, 
in dem der Evakuierte zur Zeit seiner Rück- 
führung oder Rückkehr seinen Wohnsitz 
oder Aufenthalt hat, es sei denn, daß die 
Tragung dieser Kosten dem Evakuierten zu- 
gemutet werden kann. 
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§ 9 

Wohnraummäßige Unterbringung im 
Ausgangsort 

(1) Die wohnraummäßige Unterbringung 
der Evakuierten im Ausgangsort (§ 1 Abs. 1 
und § 6) ist eine vordringliche Aufgabe der 
Wohnraumbewirtschaftung und des öffent- 
lich geförderten Wohnungsbaues. 

(2) Evakuierten ist ein angemessener Teil 
des vorhandenen und des neu zu schaffenden 
Wohnraumes zuzuteilen. 

(3) Im Rahmen der Wohnungsbaupro- 
gramme für den öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbau (§§ 13 ff. «des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 24. April 1950 — 
Bundesgesetzbl. I S. 83 — ) ist in möglichst 
weitem Umfange zugunsten der Evakuierten 
auch die Begründung von Eigentum an Woh- 
nungen (Eigenheimen, Kleinsiedlungen, Woh- 
nungseigentum oder Dauerwohnrecht) zu 
fördern. 

(4) Hinsichtlich des Wohnraumes, der im 
Rahmen des allgemeinen sozialen Wohnungs- 
baues mit öffentlichen Mitteln gefördert 
wird, wird die Bundesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften über die ange- 
messene Berücksichtigung der Evakuierten 
bei der Zuteilung des neu zu schaffenden 
Wohnraumes zu erlassen. 

(5) Unbeschadet des § 5 Abs. 3 ist auch die 
Wohnraumbeschaffung für die Rückführung 
der Evakuierten von Land zu Land, soweit 
sie ihren Zufluchtsort außerhalb der Flücht- 
lingsabgabeländer haben oder ihre Rück- 
führung zwischen Flüchtlingsabgabeländern 
erfolgt, in einem angemessenen Zeitraum 
sicherzustellen. 


ABSCHNITT IV 

Betreuungsmaßnahmen im Ausgangsort 
(§ 1 Abs. 1, § 6) 

§ 10 

Allgemeine Vorschriften über die Zulassung 
zur Berufs- und Gewerbeausübung 

(1) Ist für die Ausübung eines Berufes oder 
Gewerbes eine Konzession, Erlaubnis, Ge- 
nehmigung oder Zulassung erforderlich, 
deren Erteilung von der Prüfung eines Be- 
dürfnisses oder ähnlicher Voraussetzungen 


abhängt, so ist Evakuierten auf Antrag die 
ihnen vor der Evakuierung in ihren Aus- 
gangsorten erteilte Konzession, Erlaubnis, 
Genehmigung oder Zulassung, falls sie er- 
loschen ist, wieder zu erteilen, ohne daß das 
Vorliegen eines Bedürfnisses oder ähnlicher 
Voraussetzungen geprüft wird; die persön- 
lichen Voraussetzungen müssen jedoch gege- 
ben sein. 

(2) Vorschriften, die für die Zulassung zu 
einem Gewerbe Höchstzahlen festsetzen, fin- 
den auf Evakuierte im Sinne des Absatzes 1 
keine Anwendung. 

(3) Unberührt bleibt die Prüfung des öf- 
fentlichen Verkehrsbedürfnisses im Straßen- 
verkehr. Bei der Erteilung von Genehmi- 
gungen, Erlaubnissen und Bescheinigungen 
im Straßenverkehr sind Evakuierte im Sinne 
des Absatzes 1 in ihren Ausgangsorten be- 
vorzugt zu berücksichtigen. 

§ 11 

Zulassung zur Kassenpraxis 

Ein Evakuierter, der vor der Evakuierung 
als Arzt, Zahnarzt oder Dentist im Aus- 
gangsort zur Kassenpraxis zugelassen war, 
bleibt zugelassen, wenn er in seinen Aus- 
gangsort rückgeführt wird oder zurückkehrt. 
Einer Zustimmung der beteiligten Zulas- 
sungsausschüsse bedarf es nicht. 

§ 12 

Kredite, Zinsverbilligungen, Bürgschaften 
und Teilhaberschaften 

(1) Die selbständige Erwerbstätigkeit der 
Evakuierten im Gewerbe und in freien Be- 
rufen in ihren Ausgangsorten soll durch Ge- 
währung von Krediten aus öffentlichen Mit- 
teln zu günstigen Zins-, Tilgungs- und Siche- 
rungsbedingungen durch Zinsverbilligungen 
und Bürgschaftsübernahmen gefördert 
werden. 

(2) Zur Förderung selbständiger Erwerbs- 
tätigkeit in den Ausgangsorten soll auch die 
Umwandlung laufender hochverzinslicher und 
kurzfristiger Kredite in langfristige, zu gün- 
stigen Zins- und Tilgungsbedingungen er- 
möglicht werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre- 
chend für Unternehmen in den Ausgangs- 
orten, an denen Evakuierte mindestens mit 
der Hälfte des Kapitals beteiligt sind, sofern 
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die Beteiligung für mindestens sechs Jahre 
sichergestellt ist. Beteiligungen der öffent- 
lichen Hand, die der Konsolidierung solcher 
Betriebe dienen, bleiben bei der Ermittlung 
der Beteiligung außer Ansatz, wenn den Eva- 
kuierten das Recht eingeräumt ist, die Be- 
teiligung der Öffentlichen Hand abzulösen. 

(4) Die Vergünstigungen des Absatzes 1 
können auch Unternehmen gewährt werden, 
die Evakuierten den Aufbau einer selbstän- 
digen Existenz in ihren Ausgangsorten da- 
durch ermöglichen, daß sie ihnen eine Be- 
teiligung von mindestens 35 v. H. an ihrem 
Kapital und Gewinn auf die Dauer von min- 
destens sechs Jahren sowie eine Beteiligung 
an der Geschäftsführung einräumen (Teil- 
haberschaft). 

S 13 

Kontingente 

(1) Die für die Anordnung oder Durch- 
führung von Kontingentierungsmaßnahmen 
auf dem Gebiete der Erzeugung und der Ver- 
teilung von Gütern sowie der Zuteilung von 
Leistungen und Zahlungsmitteln für gewerb- 
liche Zwecke zuständigen Behörden und Or- 
ganisationen der Wirtschaft haben die Be- 
triebe der Evakuierten in den Ausgangsorten 
unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Lage angemessen zu beteiligen. 

(2) Sofern bei der Festsetzung von Kontin- 
genten ein in der Vergangenheit liegender 
Zeitraum oder Zeitpunkt zugrunde gelegt 
wird, ist bei den in Absatz 1 genannten Be- 
trieben auf Antrag in der Regel ein anderer 
entsprechender Zeitraum oder Zeitpunkt zu- 
grunde zu legen, welcher der Anordnung 
der Kontingentierungsmaßnahmen vorausgeht 
und den besonderen Verhältnissen dieser Be- 
triebe Rechnung trägt. 

§ 14 

Vermietung, Verpachtung und Übereignung 
durch die öffentliche Hand 

Soweit die öffentliche Hand Grund und 
Boden, Räumlichkeiten oder Betriebe in den 
Ausgangsorten zum Zwecke einer bestimm- 
ten gewerblichen Nutzung vermietet, ver- 
pachtet oder übereignet, sollen Evakuierte, 
die vor der Evakuierung auf Grund solcher 
Rechtsbeziehungen ein gleichartiges Gewerbe 
im Ausgangsort ausgeübt haben, bevorzugt 
berücksichtigt werden. 


§ 15 

Arbeiter und Angestellte 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat in 
freie Arbeitsstellen bevorzugt Evakuierte zu 
vermitteln, die sich nach ihrer Rückführung 
oder Rückkehr an den Ausgangsort erstmalig 
arbeitslos gemeldet und seit dem Zeitpunkt 
der Rückführung oder Rückkehr weniger als 
ein Jahr in Beschäftigung gestanden haben. 
Außerdem hat die Bundesanstalt dahin zu 
wirken, daß dieser Personenkreis auf Antrag 
aus berufsfremder Beschäftigung in die er- 
lernten oder überwiegend ausgeübten Berufe 
vermittelt wird. 

(2) In die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 
Satz 1 werden Zeiten der Notstandsarbeit, 
geringfügiger Beschäftigung sowie einer Be- 
schäftigung, die diesen Personen nach ihrer 
beruflichen Vorbildung, ihrem Alter oder 
Gesundheitszustand als Dauerbeschäftigung 
nicht zugemutet werden kann, nicht einge- 
rechnet. 

§ 16 

Lehrlings- und sonstige Ausbildungsstellen 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung hat unter 
Mitwirkung der zuständigen Organisationen 
der Wirtschaft dahin zu wirken, daß bei der 
Besetzung von Lehrlingsstellen und Ausbil- 
dungsstellen sonstiger Art Evakuierte in 
ihren Ausgangsorten unter Berücksichtigung 
der Berufsnachwuchslage der Landesarbeits- 
amtsbezirke sowie der Eignung der Lehr- 
stellenbewerber angemessen beteiligt werden. 

(2) Sofern für die Schaffung zusätzlicher 
Lehrstellen und Ausbildungssteilen sonstiger 
Art einschließlich der Einrichtung von Lehr- 
werkstätten und Lehrlingswohnheimen Bun- 
desmittel zur Verfügung gestellt werden, 
sind diese bevorzugt für die Unterbringung 
von Evakuierten in ihren Ausgangsorten zu 
verwenden. 

§ 17 

Dauerarbeitsplätze 

(1) Zur Schaffung von zusätzlichen Dauer- 
arbeitsplätzen für Evakuierte in den Aus- 
gangsorten sollen aus öffentlichen Mitteln 
Kredite zu günstigen Zins-, Tilgungs- und 
Sicherungsbedingungen sowie Zinsverbilli- 
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gungen gewährt und Bürgschaften übernom- 
men werden. 

(2) In besonderen Fällen können die Ver- 
günstigungen des Absatzes 1 auch gewährt 
werden 

1. für Restfinanzierung, sofern durch diese 
die Schaffung zusätzlicher Dauerarbeits- 
plätze ermöglicht wird, jedoch nicht für die 
nachstellige Finanzierung von Wohnungs- 
bauten oder 

2. zur Erhaltung gefährdeter Dauerarbeits- 
plätze. 


§ 18 

Nichtanwendung beschränkender 
Vorschriften 

Vorschriften, nach denen die Ausübung 
eines Rechts oder die Erlangung einer Be- 
rufsstellung von einer besonderen Beziehung 
zu einem Land oder einer Gemeinde (z. B. 
Wohnsitzdauer, Ausbildung usw.) abhängig 
gemacht ist, finden auf Evakuierte nur mit 
der Maßgabe Anwendung, daß ihnen durch 
die Abwesenheit vom Ausgangsort keine 
Nachteile entstehen dürfen, 

§ 19 

Ersatz von Fürsorgekosten 

(1) Bei Evakuierten ist anzunehmen, daß 
durch die Heranziehung zum Ersatz von Für- 
sorgekosten nach §§ 25 und 25 a der Verord- 
nung über die Fürsorgepflicht die Herstel- 
lung einer den Zeitverhältnissen entsprechen- 
den Lebensgrundlage beeinträchtigt wird; 
deshalb ist nach § 4 der Verordnung über 
den Ersatz von Fürsorgekosten vom 30. Ja- 
nuar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 154) von 
der Geltendmachung von Ersatzansprüchen 
abzusehen. 

(2) Ein nach bürgerlichem Recht unterhalts- 
pflichtiger Evakuierter ist, soweit es sich um 
eine Person handelt, auf welche sich die Vor- 
schrift des § 1603 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bezieht, zum Ersatz von Für- 
sorgekosten nach § 21 a der Verordnung über 
die Fürsorgepflicht in der Regel nicht heran- 
zuziehen. 


losenfürsorge, über die Kriegsopferversor- 
gung, die Kriegsschadenrente und nach § 21 a 
der Verordnung über die Fürsorgepflicht un- 
berührt, soweit diese Ansprüche einen Zeit- 
raum betreffen, für den Fürsorgeleistungen 
gewährt wurden. 


§ 20 

Härtefälle 

Soweit sich in einzelnen Fällen bei Anwen- 
dung dieses Gesetzes unbillige Härten erge- 
ben, kann, sofern die Voraussetzungen der 
§§ 1 und 2 gegeben sind, der Bundesminister 
des Innern Maßnahmen nach diesem Gesetz 
ganz oder teilweise zulassen. 

§ 21 

Gemeinsame Vorschriften 

(1) Vergleichbare Betreuungsmaßnahmen 
nach anderen Gesetzen zugunsten anderer 
Personengruppen werden durch die Bestim- 
mungen der §§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 3, 14, 15 
Abs. 1 und 16 Abs. 2 nicht berührt. 

(2) Die Vorschriften der §§ 10 bis 17 und 
19 finden bis zum Ablauf von drei Jahren 
nach der Rückführung oder Rückkehr des 
Evakuierten Anwendung. 

(3) Die Vorschriften der §§ 12, 13 und 17 
finden nur insoweit Anwendung, als sie zur 
Erleichterung der Wiederbegründung einer 
durch die Evakuierung verlorenen Existenz 
des Evakuierten oder seiner Familienangehö- 
rigen in den Ausgangsorten erforderlich sind. 

ABSCHNITT V 
Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 22 

Erschleichung von Vergünstigungen 

Mit Gefängnis und Geldstrafe oder einer 
dieser Strafen wird bestraft, wer vorsätzlich 
unrichtige oder unvollständige Angaben tat- 
sächlicher Art macht oder benutzt, um für 
sich oder einen anderen Rechte oder Ver- 
günstigungen, die Evakuierten Vorbehalten 
sind, zu erschleichen. 


(3) Unbeschadet der Regelung nach Ab- 
satz 2 bleiben die Ersatzansprüche der Für- 
sorgeverbände nach der Reichsversicherungs- 
ordnung, nach den Vorschriften über die 
Arbeitslosenunterstützung und die Arbeits- 


$ 23 

Geltung des Gesetzes im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§ 13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
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Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner 
Verkündung in Kraft. §§ 5, 6, 12, 13 und 17 


dieses Gesetzes gelten nicht für die Rückfüh- 
rung und Rückkehr innerhalb eines Landes, 
soweit durch Landesrecht eine anderweitige 
Regelung erfolgt ist. Sie treten, wenn das 
Land innerhalb von sechs Monaten nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes für die Rückfüh- 
rung und Rückkehr innerhalb des Landes 
eine anderweitige Regelung trifft, mit dem 
Inkrafttreten des Landesrechts außer Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Zahlreiche aus kriegsbedingten Gründen 
Evakuierte leben trotz ihres seit Jahren 
ständig bekundeten Wunsches auf Rückkehr 
immer noch außerhalb ihres Heimatortes, zu 
einem nicht unerheblichen Teil unter Ver- 
hältnissen, die sie dazu zwingen, auf ange- 
messenen Wohn raum, auf Arbeit sowie Aus- 
bildungsmöglichkeiten für : Lre Kinder zu 
verzichten. 

Wenn auch die Zahl der rückkehrwilligen 
Evakuierten mit zuverlässiger Genauigkeit 
nicht angegeben werden kann, so kann als 
Anhalt einer vom Bundesministerium für 
Wohnungsbau im Jahre 1951 durchgeführten 
Erhebung über rückkehrwillige Evakuierte 
entnommen werden, daß etwa 104 000 Haus- 
halte mit 305 000 Personen ausdrücklich ihre 
Rückführung in ihren Ausgangsort wünschen. 
Davon entfallen 81 000 Haushalte mit 
235 000 Personen auf die Binnenrückführung 
innerhalb der einzelnen Länder und 23 000 
Haushalte mit 70 000 Personen auf die Rück- 
führung von Land zu Land. 

Zu der Frage einer gesetzlichen Regelung des 
Evakuiertenproblems hat der Deutsche Bun- 
destag bereits in mehreren Entschließungen 
wie folgt Stellung genommen: 

1. Am 8. März 1951: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, bal- 
digst einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
zur beschleunigten Rückführung Evaku- 
ierter die Schaffung des erforderlichen 
Wohnraumes in den zerbombten Städten 
regelt/ 4 

2. Am 16. März 1952 am Ende der dritten 
Lesung des Lastenausgleichsgesetzes: 


„Die im Kriege Evakuierten, die noch nicht 
in ihre Heimatorte zurückkehren konnten, 
bedürfen dringend der Hilfe. 

Da ihre berechtigten Ansprüche im Lasten- 
ausgleichsgesetz nicht ausreichend berück- 
sichtigt sind, hält der Deutsche Bundestag 
die Bereitstellung von Mitteln fr* die bal- 
dige Rückführung der Evakuierten und für 
die Beseitigung ihrer sonstigen sozialen 
Notstände für dringend erforderlich. Die 
Bundesregierung wird daher ersucht, in 
diesem Sinne tätig zu werden und die er- 
forderlichen Gesetzesvorlagen bis zum 
1. Oktober dem Bundestag zugehen zu 
lassen/ 4 

Den hier genannten Termin einzuhalten, 
war nicht möglich, weil sich die Klarstellung 
hinsichtlich der Fassung des Bundesvertrie- 
benengesetzes, von dem die Gestaltung des 
vorliegenden Entwurfs zum Teil abhängig 
ist, länger als erwartet hingezogen hat. 

Die Frage, ob die erforderlichen Regelungen 
schlechthin im Verwaltungswege getroffen 
werden können, mußte verneint werden. Ein- 
mal waren gewisse Fragen und Maßnahmen 
für das ganze Bundesgebiet einheitlich zu 
regeln. So besteht ein Bedürfnis dafür, die 
Begriffsbestimmung für den Evakuierten 
(§ 1) bundeseinheitlich festzulegen. Ferner 
muß die Rückführung von Land zu Land 
bundeseinheitlich gestaltet werden (§§ 5, 7). 
Das ist nur durch Bundesrecht möglich. Auch 
andere Regelungen können nicht durch Ver- 
waltungsvorschriftengetroffen werden (§§ 10, 
11, 19). 

Bei der Gestaltung des Gesetzes ergaben sich 
folgende grundsätzliche Gesichtspunkte: 

1. Es war Entscheidung zu treffen, ob ein Ge- 
setz geschaffen werden sollte, das ledig- 
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lieh die Rückführung als solche regelt. Das 
erschien nicht angängig. 

Einmal kann eine Rückführung der Eva- 
kuierten nicht festgelegt werden, ohne daß 
gleichzeitig auf dem Gebiet der Wohn- 
raumbeschaffung ergänzende Maßnahmen 
getroffen werden, die die Rückführung 
praktisch ermöglichen (§ 9). Auch mußte 
durch Maßnahmen rechtlicher und wirt- 
schaftlicher Art dem Evakuierten nach 
seiner Rückkehr in den Heimatort eine 
gewisse Starthilfe gewährt werden, um ihm 
den Entschluß zur Rückkehr überhaupt zu 
ermöglichen (§§ 10 ff.). Außerdem ent- 
spricht es der Billigkeit, dem Evakuierten 
Betreuungsmaßnahmen nicht vorzuent- 
halten, die anderen Geschädigtengruppen, 
die sich in gleicher oder ähnlicher Lage be- 
finden, zuteil werden. Diese Auffassung 
ist auch vom Bundestag bei den Anträgen 
von Fraktionen auf Gleichstellung der ver- 
schiedenen Geschädigtengruppen vertreten 
worden. 

2. Weiterhin war darüber zu befinden, ob 
Betreuungsmaßnahmen für den Evakuier- 
ten nur am Ausgangsort, d. h. an dem 
Ort, von dem aus er evakuiert worden 
ist, oder auch am Zufluchtsort vorgesehen 
werden sollten. 

Ziel des Gesetzes ist in erster Linie die 
Rückführung. Das mußte auf die Entschei- 
dung der vorstehenden Frage von wesent- 
lichem Einfluß sein. Außerdem sind auch 
dem Umfange des zu betreuenden Perso- 
nenkreises Grenzen gesetzt, soll nicht die 
Durchführung der Betreuungsmaßnahmen 
überhaupt in Frage gestellt werden. Daher 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Der Begriff des Evakuierten ist in Anleh- 
nung an die Begriffsbestimmung in dem ge- 
meinsamen Rundschreiben des Bundesmini- 
sters des Innern und des Bundesministers der 
Finanzen vom 17. März 1950 — 5180-106/50 
— und — II 6/4 — für das Verrechnungsver- 
fahren zwischen Bund und Ländern über die 
Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe vor- 
läufig festgelegt worden. Diese Begriffsbe- 
stimmung wird in Durchführung des § 7 


sieht das Gesetz ganz grundsätzlich die Be- 
schränkung der Betreuung auf den Aus- 
gangsort vor. Im übrigen ist es den Län- 
dern überlassen, die Betreuungsmaßnahmen 
sowohl hinsichtlich des Personenkreises wie 
auch in sachlicher Hinsicht weiter als das 
Gesetz zu ziehen und insbesondere auch 
am Zufluchtsort Förderungsmaßnahmen 
zum Zuge kommen zu lassen. 

3. Die Freiwilligkeit der Rückkehr war auf 
jeden Fall zu wahren (§ 5 Abs. 1 Satz 1). 

4. Auf die Rückkehr war ein Rechtsanspruch 
zu geben. Jedoch mußte die Verwirk- 
lichung des Anspruches von dem Vorhan- 
densein von Wohnraum abhängig gemacht 
werden (§ 5 Abs. 1 Satz 3). Eine andere 
Regelung würde praktisch undurchführ- 
bar sein. 

5. Bei der Kostenregelung (§ 8) wurde davon 
ausgegangen, daß die Evakuierung auf 
Maßnahmen zurückzuführen ist, die der 
Betroffene nicht zu vertreten hat. Aus 
diesem Grunde sind die Rückführungs- 
kosten grundsätzlich auf den öffentlichen 
Haushalt übernommen worden. Von dem 
Evakuierten sind sie nur dann zu tragen, 
wenn ihm dies nach seiner wirtschaft- 
lichen Lage tatsächlich zugemutet werden 
kann. 

6. Nach Artikel 83 GG haben die Länder das 
Gesetz auszuführen. Im übrigen verbleibt 
den Ländern die Möglichkeit, die Binnen- 
rückführung und gewisse wirtschaftliche 
Förderungsmaßnahmen in eigener Zustän- 
digkeit gesetzlich zu regeln (§ 24). 


Abs. 2 des Ersten Überleitungsgesetzes in der 
Fassung vom 21. August 1951 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 779) bis zum Erlaß der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Ersten Überlei- 
tungsgesetz beibehalten. Der Evakuierten- 
Begriff nach dem genannten Rundschreiben 
konnte sich mit einer weiteren Umschreibung 
der Begriffsmerkmale, als es nach diesem Ge- 
setz notwendig ist, begnügen, da zufolge der 
Koppelung der Kriegsfolgenhilfe mit der 
öffentlichen Fürsorge die fürsorgerechtlichen 
Grundsätze ergänzend eingreifen. 

Für die Festlegung der Zeitpunkte, die dahin 
maßgeblich sein sollen, daß innerhalb des sich 
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danach ergebenden Zeitraumes erfolgte Eva- 
kuierungen als unter das Gesetz fallend an- 
erkannt werden, war bestimmend, daß die 
Evakuierungen aus „kriegsbedingten Grün- 
den“ im Gebiet der nachmaligen Bundes- 
republik tatsächlich innerhalb dieses Zeit- 
raumes erfolgt sind. Spätere Evakuierungen 
werden, da die Kampfhandlungen vorher be- 
endet waren, nicht mehr auf „kriegsbeding- 
ten Gründen“ beruhend angesehen. 

Die Heimkehr und die nach der Evakuierung 
geborenen und adoptierten Kinder wurden 
zur Wahrung des Familienzusammenhanges 
in den Personenkreis der Evakuierten einbe- 
zogen (Absatz 2). 

Durch Absatz 3 war klarzustellen, daß Zwi- 
schenaufenthalte bis zum Inkrafttreten des 
Gesetzes, auch wenn sie außerhalb des Bun- 
desgebietes liegen, im Rahmen des Gesetzes 
ohne Bedeutung sind. 

Die in Absatz 4 auf geführten Tatbestände 
sind so gefaßt, daß sie die kriegsbedingten 
Gründe erschöpfend auf zählen und daß Tat- 
bestände, die billigerweise einzubeziehen 
wären, aber nach der Fassung des Entwurfs 
nicht darunter fallen, kaum vorliegen 
können. 

Zu § 2 

Die Gründe für eine Begrenzung des zu be- 
treuenden Personenkreises sind bereits im all- 
gemeinen Teil dieser Begründung dargelegt. 

Der Gesetzentwurf hat davon abgesehen, 
selbst eine Ausschlußfrist für die Erklärung 
des Rückkehrwillens vorzusehen. Für den 
Ablauf der Rückführungsaktion erschien es 
vielmehr zweckmäßig, nicht alle Evakuierten 
schon zu einem im Gesetz von vornherein 
bestimmten Zeitpunkt vor die Notwendig- 
keit einer Erklärung zu stellen. Es ist aber 
beabsichtigt, die für eine endgültige Abgren- 
zung des Personenkreises notwendige Aus- 
schlußfrist, die allerdings kurz sein soll, durch 
eine Rechtsverordnung dann festzusetzen, 
wenn der Verlauf der Aktion übersehbar ge- 
worden ist. 

Zu § 3 

Es erschien erforderlich, die Möglichkeit einer 
Einbeziehung weiterer Personengruppen in 
den Kreis der Evakuierten nach diesem Ge- 
setz offenzuhalten, da einmal die Abgrenzung 
der Evakuierten gegenüber den Vertriebenen 
zur Zeit noch nicht abschließend möglich ist 


und weiterhin sich jetzt auch noch nicht end- 
gültig übersehen läßt, inwieweit auf Per- 
sonengruppen in ähnlicher Rechtslage wie der 
Personenkreis nach § 1 das Gesetz Anwen- 
dung finden kann. 

Zu §4 

Zu entscheiden war, ob die nach Prüfung des 
Einzelfalles verbindliche Feststellung, ob der 
Antragsteller unter den Personenkreis des 
Gesetzes fällt und damit die Festlegung des 
Personenkreises, der für die aus diesem Ge- 
setz sich ergebenden Verwaltungsmaßnahmen 
in Betracht kommt, über die Ausstellung von 
Evakuiertenausweisen oder in anderer Weise 
erfolgen sollte. Jede unnötige Belastung der 
Verwaltung war zu vermeiden. Die Auf- 
nahme der als Evakuierte Anerkannten in 
eine amtliche Liste erschien ausreichend. Die 
Aufnahme in die Liste ist für die Behandlung 
der einzelnen Fälle nach diesem Gesetz für 
verbindlich erklärt worden, damit nicht hin- 
sichtlich der Evakuierteneigenschaft unter- 
schiedliche Feststellungen von den nach 
diesem Gesetz tätig werdenden Behörden er- 
folgen. 

Zu § 5 

Zu den im allgemeinen Teil dieser Begrün- 
dung gemachten Ausführungen über die 
Rückführung ist ergänzend noch auf folgen- 
des hinzuweisen: 

Der Grundsatz der Freizügigkeit gemäß 
Artikel 11 GG wird durch Absatz 1 nicht 
berührt, da es dem Evakuierten völlig über- 
lassen ist, sich für eine Rückführung im Rah- 
men des Gesetzes zu melden, wie es ihm im 
übrigen auch unbenommen bleibt, jederzeit 
seinen Aufenthalt nach Rückführung bzw. 
Rückkehr zu wechseln. 

Der Absatz 3 ist darauf zurückzuführen, daß 
nach den statistischen Erhebungen des Bun- 
desminsteriums für Wohnungsbau sich etwa 
70 v. H. der von Land zu Land rückzu- 
führenden Evakuierten in den Flüchtlings- 
abgabeländern aufhalten. Dieser Umstand 
legt den Versuch nahe, die Rückführung der 
Evakuierten mit der Umsiedlung der Ver- 
triebenen aus den Flüchtlingsabgabeländern 
in die Aufnahmeländer zu verknüpfen. 

Zu § 6 

Der Ort, an dem der Evakuierte in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis steht, kann 
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im Rahmen der Rückführungsmaßnahmen 
als Ersatzausgangsort und damit als maß- 
geblicher Ausgangsort nach § 1 Abs. 1 zu- 
gclassen werden, da es vielfach nicht vertret- 
bar wäre, dem Evakuierten in diesem Falle 
die Auflösung seines Arbeits- oder Dienst- 
verhältnisses zuzumuten und ihn von den 
Betreuungsmaßnahmen nach diesem Gesetz 
auszuschließen, wenn er an seinem Tätig- 
keitsort verbleiben will. 

Zu § 7 

Die Durchführung des Gesetzes ist grund- 
sätzlich den Ländern überlassen. Für die 
Rückführung von Land zu Land ist die Mög- 
lichkeit von Planungsmaßnahmen der Bun- 
desregierung vorgesehen. 

Hiervon wird allerdings nur Gebrauch zu 
machen sein, soweit nicht eine Einigung der 
beteiligten Länder zustande kommt und eine 
bundeseinheitliche Regelung zwingend ist. 

Zu § 8 

Hinsichtlich der Kostenrcgelung für die 
Rückführung lehnt sich das Gesetz an die für 
die Umsiedlung der Vertriebenen bestehen- 
den Vorschriften an. 

Es bedurfte nur einer Bestimmung, gegen 
wen der Evakuierte selbst einen Anspruch 
auf Tragung der Rückführungskosten hat, da 
die Verteilung der Kosten zwischen Bund 
und Ländern aus dem Ersten Überleitungs- 
gesetz, das durch die in Vorbereitung befind- 
liche Erste Durchführungsverordnung seine 
Ergänzung finden wird, zu entnehmen ist. 

Zu §9 

Die praktische Durchführung der Rückfüh- 
rung ist in hohem Maße abhängig von der 
Bereitstellung des erforderlichen Wohn- 
raumes. Daher waren Bestimmungen zu 
treffen, um auf eine ausreichende Berücksich- 
tigung der Evakuierten bei dem Einsatz der 
Wohnungsbaumittel und bei der Bewirt- 
schaftung des vorhandenen Wohnraumes 
hinzuwirken. Die Absätze 1 und 2 stellen 
diesen Grundsatz heraus. Im übrigen sind die 
Absätze 1 bis 4 in weitgehender Anlehnung 
an das Bundesvertriebenengesetz gefaßt, 
während der Absatz 5 bezüglich der Bereit- 
stellung von Wohnraum für die Evakuierten 
die Verbindung mit der Umsiedlung der Ver- 
triebenen herstellt. 


Zu §§ 10, 11 und 14 

Diese Bestimmungen beruhen auf dem Ge- 
danken, daß es der Billigkeit entspricht, dem 
Evakuierten nach seiner Rückführung oder 
Rückkehr in seinen Ausgangsort hinsichtlich 
der Möglichkeit seiner Berufsausübung tun- 
lichst in dieselbe rechtliche Lage zu versetzen, 
in der er sich vor der Evakuierung befunden 
hat. Der Gedanke war insbesondere dort zu 
verwirklichen, wo die Ausübung eines Be- 
rufes oder Gewerbes einer behördlichen Er- 
laubnis oder eines ähnlichen Verwaltungs- 
aktes bedarf. 

Die Bestimmung, daß die aus der Evakuie- 
rung zurückkehrenden Ärzte an ihrem Aus- 
gangsort wieder zur Kassenpraxis zugelassen 
werden müssen, entspricht der bereits in der 
Praxis verfolgten Handhabung. Sie ist ledig- 
lich noch einmal ausdrücklich erwähnt, um 
die Übereinstimmung des Evakuiertenge- 
setzes in diesem Punkt mit dem Vertrie- 
benengesetz und mit dem Heimkehrergesetz 
ausdrücklich festzulegen. 

Zu §§ 12, 13, 15, 16 und 17 

Während die Vorschriften nach §§ 10, 11 
und 14 die Wiederherstellung rechtlicher 
Voraussetzungen für die Berufsausübung be- 
zwecken, haben die Bestimmungen in §§ 12, 
13, 15 bis 17 Förderungsmaßnahmen wirt- 
schaftlicher Natur zum Ziel, die dem Evaku- 
ierten die Wiedergewinnung einer Existenz- 
grundlage erleichtern sollen. Die Anwendung 
der Bestimmungen hängt von der Lage des 
Einzelfalles und dem jeweiligen Bedürfnis ab. 

Die unselbständigen Erwerbstätigen und die 
noch in der Berufsausbildung befindlichen 
Personen sind insbesondere durch Maß- 
nahmen bevorzugten Arbeitseinsatzes, Schaf- 
fung von Dauerarbeitsplätzen sowie durch 
angemessene Berücksichtigung bei der Be- 
setzung von Lehrlings- und Ausbildungs- 
stellen zu fördern (§§ 15 bis 17). 

Zu § 18 

Die Evakuierten sollen bei der Ausübung 
eines Rechts und bei der Erlangung einer 
Berufsstellung keine Nachteile erfahren, 
wenn solche infolge ihrer Abwesenheit nach 
geltendem Recht eintreten könnten (z. B. 
hinsichtlich des Wahlrechts, der Erfüllung 
von Berufsvoraussetzungen). Sie werden des- 
halb durch die Bestimmung in dieser Bezie- 
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hung so gestellt, als wenn sie ihren Ausgangs- 
ort nicht verlassen hätten. 

Zu § 19 

In Absatz 1 wird festgelegt, daß bei den Eva- 
kuierten die Voraussetzungen des § 4 der 
Verordnung über den Ersatz von Fürsorge- 
kosten vom 30. Januar 1951 als gegeben an- 
zusehen sind und von Ersatzansprüchen nach 
§§ 25, 25 a der Reichsfürsorgepflichtverord- 
nung abzusehen ist. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Fürsorgeverbände 
die nach § 21 a der Reichsfürsorgepflichtver- 
ordnung auf sie übergegangenen Unterhalts- 
ansprüche in der Regel nicht solchen unter- 
haltspflichtigen Evakuierten gegenüber gel- 
tend machen können, auf die sich die Vor- 
schrift des § 1603 Abs. 1 BGB bezieht. 

Diese Regelungen sollen der im allgemeinen 
schwierigen Lage der Evakuierten nach der 
Rückführung bzw. Rückkehr Rechnung 
tragen. 

Zu § 20 

Die Härtebestimmung bietet nicht die Mög- 
lichkeit für eine Ausweitung des Personen- 
kreises nach § 1, die nur auf Grund des § 3 
erfolgen kann. Die Bestimmung soll jedoch 
die Möglichkeit geben, dem durch dieses Ge- 
setz erfaßten Personenkreis im Einzelfalle 
Hilfsmaßnahmen zuzuwenden, wenn ihre 
Nichtgewährung mangels einer sonstigen in 
diesem Gesetz festgelegten Voraussetzung 
eine unbillige Härte darstellen würde. 

Zu § 21 

Absatz 1 legt fest, daß überall dort, wo im 
Gesetz eine Bevorzugung des Evakuierten 
Platz greifen soll, diese nicht gegenüber 
gleichartigen Vergünstigungen in anderen 
Gesetzen bevorzugter Personengruppen vor- 


rangig sein soll. Vielmehr stehen die bevor- 
zugten Gruppen gleich. 

Absatz 2 geht davon aus, daß der Zweck des 
Gesetzes in erster Linie die Rückführung ist. 
Für Maßnahmen, die auch noch nach der 
Rückführung bzw. Rückkehr in Betracht 
kommen können, muß eine Frist gesetzt 
werden, da nicht beabsichtigt sein kann, sie 
nach einer gewissen Übergangszeit anzu- 
wenden, innerhalb deren sie normalerweise 
getroffen werden konnten. 

Der Absatz 3 betrifft wirtschaftliche Förde- 
rungsmaßnahmen. Bei dem nicht unbeträcht- 
lichen Personenkreis, der für solche Maßnah- 
men in Betracht kommt, ist es nicht mög- 
lich und kann nicht bezweckt sein, die Ver- 
günstigungen für jede Verbesserung der Exi- 
stenzgrundlage anzuwenden. Es ist der Sinn 
der Vorschrift, festzulegen, daß sie grund- 
sätzlich nur die Wiederbegründung einer ver- 
lorenen Existenz erleichtern sollen. 

Zu § 22 

Es handelt sich um eine Strafbestimmung für 
Zwecke dieses Gesetzes, die die allge~ ^nen 
Strafbestimmungen nicht berührt. 

Zu § 23 

Für die Anwendung des Gesetzes im Lande 
Berlin ist die Aufnahme dieser Bestimmung 
in das Gesetz erforderlich. 

Zu § 24 

Diese Bestimmung gibt die Möglichkeit zur 
landesgesetzlichen Regelung in dem hier fest- 
gelegten Umfange unter Fortfall der ent- 
sprechenden bundesrechtlichen Regelung. Be- 
züglich der Begründung wird auf den allge- 
meinen Teil verwiesen. 
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Anlage 2 


BUNDESRAT 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 


1. Die Eingangsformel ist wie folgt zu 
fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustim- 
mung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“. 

Begründung: 

§ 4 regelt das Verwaltungsverfahren 
der landeseigenen Verwaltung (Arti- 
kel 84 Abs. 1 GG). 

Auch § 20 des Entwurfs enthält — 
nach der vorgeschlagenen Änderung — 
eine Regelung des Verwaltungsverfah- 
rens der landeseigenen Verwaltung im 
Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG. Auch 
aus dieser Vorschrift ergibt sich dem- 
gemäß die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Entwurfs. 

2 a. Im § 1 Abs. 1 Nr. 1 ist der Stichtag 
„7. Mai 1945“ zu ersetzen durch 
„8. Mai 1945“. 

Begründung : 

Es ist zweckmäßig, allgemein und auch 
zur Angleichung an andere Gesetze 
als Stichtag den 8. Mai 1945 einzu- 
setzen. 

2 b. Im § 1 Abs. 1 Nr. 1 ist nach den Wor- 
ten „aus kriegsbedingten Gründen“ das 
Wort „mußten“ zu streichen. 

Begründung: 

Es sind auch diejenigen Evakuierten 
einzubeziehen, die ihre Wohnsitzge- 
meinde nicht auf ausdrückliche behörd- 
liche Anordnung, sondern freiwillig, 
jedenfalls aber auch aus kriegsbedingten 
Gründen, verlassen haben. 


2 c. Im § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sind die 
Worte „des Grundgesetzes oder im 
Land Berlin“ zu ersetzen durch die 
Worte „dieses Gesetzes“. 

Begründung: 

Die Fassung entspricht dem auch in 
anderen Bundesgesetzen zur Einbezie- 
hung des Landes Berlin gewählten 
Wortlaut. 

2 d. Im § 1 Abs. 4 sind zwischen den Wor- 
ten „liegen“ und „vor“ die Worte 
„in der Regel“ einzufügen. 

Begründung: 

Absatz 4 gibt keine Legaldefinition zu 
Absatz 1. Um auch Ausnahmen einbe- 
ziehen zu können, ist die Einfügung 
notwendig. 

2 e. Im § 1 Abs. 4 Nr. 2 sind die Worte „der 
Bevölkerung“ zu ersetzen durch die 
Worte „von Personen“. 

Begründung: 

Der Begriff „Bevölkerung“ ist zu weit- 
gehend. 

2 f. Im § 1 Abs. 4 Nr. 2 sind hinter dem 

Wort „Betrieben“ die Worte „oder 
Anlagen“ einzufügen. 

Begründung: 

Der Zusatz dient der Ergänzung. 

3 a. Im § 2 ist die Unterteilung des Absat- 

zes 1 in Nummer 1 und Nummer 2 zu 
streichen. 
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Begründung: 

Damit wird klargestellt, daß es sich 
nicht um zwei verschiedene Gruppen 
von Evakuierten handelt, auf welche 
die Vorschriften dieses Gesetzes Anwen- 
dung finden sollen. 

3 b. Im § 2 Abs. 1 Nr. 2 ist Satz 2 zu 
streichen. 

Begründung: 

Aus Verwaltungsgründen erscheint es 
praktisch, die Ausschlußfrist bereits im 
Gesetz festzulegen (vgl. auch Änderung 
zu § 4 Abs. 1). 

3 c. Im § 2 Abs. 2 ist hinter dem Wort 

„Ausgangsort“ einzufügen: „binnen 
einer ihm gesetzten Frist“. 

Begründung: 

Der Zusatz dient auch im Interesse des 
Evakuierten der Klärung und erleich- 
tert die Verwaltungsarbeit. 

4 a. § 3 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fas- 

sung: 

„1. in der Zeit ab 26. August 1939 
auch noch nach dem 8. Mai 1945 
ihre Wohnsitzgemeinde im 
Deutschen Reich nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 
1937 aus kriegsursächlichen 
Gründen verlassen haben und“. 

Begründung: 

Die Evakuierungen erfolgten zum Teil 
erst nach dem 8. Mai 1945. Die Einbe- 
ziehung des betroffenen Personen- 
kreises soll sichergestellt werden, um 
Härten zu vermeiden. Außerdem er- 
scheint es zweckmäßig, statt „kriegsbe- 
dingt“ besser „kriegsursächlich“ zu 
schreiben, da dieser Begriff auch die- 
jenigen Fälle umfaßt, deren Evakuie- 
rung zwar nicht durch den Krieg un- 
mittelbar bzw. während des Krieges, 
sondern in ursächlichem Zusammen- 
hang mit den Kriegsereignissen erfolgt 
ist. 

4 b. Im § 3 Abs. 1 Nr. 2 sind die Worte 
„des Grundgesetzes oder in dem Land 
Berlin“ zu ersetzen durch die Worte 
„dieses Gesetzes“. 


Begründung: 

Siehe Begründung zum Änderungsvor- 
schlag für § 1 Abs. 1 Nrn. 1 und 2. 

4 c. § 3 Abs. 2 wird gestrichen. 

Begründung: 

Absatz 1 enthält bereits eine ausrei- 
chende Regelung, Absatz 2 erscheint da- 
her entbehrlich. 

5 a. Im § 4 Abs. 1 sind hinter dem Wort 

„Zufluchtsortes“ die Worte einzufü- 
gen: „binnen einer Ausschlußfrist von 
6 Monaten seit Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes“. 

Begründung: 

Siehe Begründung zur Änderung des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2. Aus systematischen 
Gründen war der Zusatz in § 4 und- 
nicht in § 2 aufzunehmen. 

5 b. Im § 4 Abs. 1 Satz 3 sind die Worte 
„auf Verlangen“ zu streichen. 

Begründung: 

Die Streichung dient der Rechtssicher- 
heit. Im übrigen wäre die Notwendig- 
keit, in jedem Fall einen Bescheid zu 
erteilen, ohnehin nicht zu umgehen. 

6. § 6 ist wie folgt zu fassen: 

4 b 

Steht ein Evakuierter in einem 
anderen als dem Zufluchtsort in einem 
Arbeits- oder Dienstverhältnis, so 
kann auf Antrag der Arbeits- oder 
Dienstort als Ausgangsort im Sinne 
des § 1 Abs. 1 zugelassen wer- 

den. Uber den Antrag entscheidet 
die für den Arbeits- oder Dienstort 
zuständige Landesbehörde.“ 

Begründung: 

Das Gesetz bezieht sich nicht auf Per- 
sonen, die am J Zufluchtsort eine 
Stellung gefunden haben und daher am 
Zufluchtsort bleiben wollen. Der hinzu- 
gefügte neue Satz 2 dient einer aus 
Verwaltungsgründen erforderlichen 
Klarstellung. 

Die Streichung des Halbsatzes („sofern 
dieser in dem Lande liegt, in dem sich 
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der Ausgangsort (§ 1 Abs. 1) be- 

findet“), ist notwendig, da sein Inhalt 
zu eng gefaßt ist und in der Praxis zu 
Schwierigkeiten führen müßte. 

7, Im § 7 sind hinter den Worten 
„Reihenfolge der Rückführung“ die 
Worte „und die Finanzierung der 
wohnungsmäßigen Unterbringung“ ein- 
zufügen. 

Begründung: 

Die Finanzierung der wohnungsmäßi- 
gen Unterbringung ist ein Kernpunkt 
der Rückführung. Fehlt ihre Regelung 
im Rückführungsplan, so wird die Pla- 
nung entscheidend beeinträchtigt und 
die Rückführung unter Umständen 
nicht durchführbar. 

8. § 8 ist wie folgt neu zu fassen: 

4 8 

Kosten der Rückführung 

(1) Personen, die unter die Bestim- 
mungen des Gesetzes fallen, können 
die Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr nach Maßgabe dieses Ge- 
setzes von dem Land erstattet wer- 
den, in dem sie zur Zeit ihrer Rück- 
führung oder Rückkehr ihren Wohn- 
sitz oder Aufenthalt haben, es sei 
denn, daß ihnen die Tragung dieser 
Kosten zugemutet werden kann. 

(2) Zwischen Bund und Ländern 
werden die Kosten als Kriegsfolgelast 
gemäß den Bestimmungen des Ersten 
Uberleitungsgesetzes verrechnet.“ 

Begründung: 

Durch die Neufassung soll klargestellt 
werden, daß die Personen, die unter 
die Bestimmungen des Gesetzes fallen, 
keinen Rechtsanspruch auf Erstattung 
der Kosten der Rückführung oder 
Rückkehr haben. Außerdem muß zum 
Ausdruck gebracht werden, daß die 
Kosten der Rückführung im Rahmen 
der Kriegsfolgenhilfe mit dem Bund 
verrechnungsfähig sind. 

9 a. § 9 Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung: 

Der Regierungsentwurf steht im 
Widerspruch zu demKontrollratsgesetz 


Nr. 18 und zu dem Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetz, namentlich, weil es 
sich um „vorhandenen“ Wohnraum 
handelt. Die Festsetzung einer „ange- 
messenen“ Quote ist nicht ohne wei- 
teres möglich. 

9 b. § 9 Abs. 4 wird gestrichen. 
Begründung: 

Durch eine Rechtsverordnung würde 
in die Zuständigkeit der Länder ein- 
gegriffen werden. 

9 c. § 9 Abs. 5 wird gestrichen. 
Begründung: 

Die Rückführung ist im wesentlichen 
abhängig von der Bereitstellung aus- 
reichender Wohnungsbaumittel. 

Gemäß der Fassung des Regierungsent- 
wurfs, nach der die Rückführung „in 
einem angemessenen Zeitraum“ sicher- 
zustellen ist, wären bestimmte Termine 
festzusetzen. Dies empfiehlt sich nach 
den bisherigen Erfahrungen nicht. 

10. § 11 ist wie folgt zu fassen: 

4 ii 

(1) Ein Evakuierter, der vor der 
Evakuierung als Arzt, Zahnarzt oder 
Dentist im Ausgangsort zur Kassen- 
praxis zugelassen war, bleibt zuge- 
lassen, wenn er in seinen Ausgangs- 
ort rückgeführt wird oder zurück- 
kehrt, und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob er in seinem Zufluchtsort 
zur Kassenpraxis zugelassen oder an 
der Versorgung der Versicherten be- 
teiligt war. Einer Zustimmung der 
beteiligten Zulassungsausschüsse be- 
darf es nicht. 

(2) Das gilt auch für solche Ärzte, 
Zahnärzte und Dentisten, auf die die 
Voraussetzungen des § 1 zutreffen, 
die aber bereits vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes an ihren Aus- 
gangsort zurückgekehrt sind.“ 

Begründung: 

Die Regelung in § 11 des Entwurfs 
dürfte zu Schwierigkeiten führen, weil 
in Einzelfällen die Zulassungsinstanzen 
die früher innegehabte Zulassung als 
nicht mehr bestehend angesehen haben 
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und die bisher Zurückgekehrten des- 
halb nicht ohne weiteres wieder die 
Kassenpraxis aufnehmen konnten, zum 
Teil auch noch nicht wieder zugelassen 
sind. 


Begründung: 

Gegen die Fassung des Regierungsent- 
wurfs bestehen verfassungsrechtliche 
Bedenken insoweit, als es sich entweder 
um einen unzulässigen überregionalen 
Verwaltungsakt handelt oder eine nach 
Artikel 84 Abs. 5 unzulässige Befugnis 
zur Einzelweisung gegeben wird. Aber 
auch abgesehen hiervon sollte die Bun- 
desregierung der Notwendigkeit ent- 
hoben werden, reine Verwaltungstätig- 
keit auszuüben. Es entspricht der all- 
gemeinen Regelung des Grundgesetzes, 
wenn die Länder auch über Härtefälle 
entscheiden. 


Es erscheint deshalb zweckmäßig und 
im Hinblick auf die geringe Zahl dieser 
Fälle auch bedenklich, § 11 dahin zu 
erweitern, daß er auch für solche eva- 
kuierten Ärzte, Zahnärzte und Den- 
tisten gilt, die vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes an ihren Ausgangsort 
zurückgekehrt sind, ohne bisher die 
Kassenpraxis wieder aufgenommen zu 
haben. 

Ferner scheint es zur Behebung bereits 
entstandener Zweifel notwendig, in 
§ 11 festzustellen, daß die Vorschrift 
auch dann gilt, wenn der Evakuierte in 
seinem Zufluchtsort zur Kassenpraxis 
zugelassen oder an der Versorgung der 
Versicherten beteiligt war. 

% 

11. Im § 12 Abs. 1 werden hinter den 
'Worten „im Gewerbe“ die Worte 
„. . . in der Landwirtschaft . . ein- 
gefügt. 

Begründung: 

Die Zahl der Landwirte, die noch nicht 
in ihre Ursprungsgemeinde zurück- 
gekehrt sind, ist zwar gering; es er- 
scheint jedoch erforderlich, insoweit 
eine Gleichstellung vorzusehen. 

12 a. Im § 14 sind zwischen den Worten 
„gewerblichen“ und „Nutzung vermie- 
tet“ die Worte „oder landwirtschaft- 
lichen“ einzufügen. 

12 b. Im § 14 sind zwischen den Worten 

„Gewerbe“ und „im Ausgängsort“ die 
Worte „oder einen gleichartigen Beruf“ 
einzufügen. 

Begründung zu 12 a und b: 

Siehe Begründung zur Änderung des 

§ 12 . 

13 a. Im § 20 sind die Worte „der Bundes- 

minister des Innern“ zu ersetzen durch 
die Worte „die für den Ausgangsort 
zuständige oberste Landesbehörde“. 


13 b. Dem § 20 wird als neuer Absatz 2 
angefügt: 

„(2) Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Be- 
treuungsmaßnahmen nach den §§ 10 
bis 19 auch für solche Evakuierte zu 
erlassen, die innerhalb von zwei 
Jahren vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes an ihre Ausgangsorte zurück- 
gekehrt sind.“ 

Begründung: 

Zahlreiche Evakuierte, die durch eigene 
Bemühungen wieder in ihre alte Wohn- 
sitzgemeinde zurückgekehrt sind, be- 
dürfen noch für eine bestimmte Zeit der 
Betreuung, die ihnen schon deshalb 
zuteil werden soll, um sie gegenüber 
den durch gelenkte Maßnahmen Rück- 
geführten nicht zu benachteiligen. 

14. Im § 21 Abs. 2 wird die Zahl „10“ 
durch die Zahl „12“ ersetzt. 

Begründung: 

Die Vorschrift des Absatzes 2 kann sich 
nur auf die in den §§ 12 ff. geregelten 
Betreuungsmaßnahmen, nicht aber auf 
Maßnahmen der Restitution beziehen. 

15. § 22 ist wie folgt zu fassen: 

4 22 

Mit Gefängnis und mit Geldstrafe 
oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, soweit die Tat nicht nach 
anderen Vorschriften mit schwererer 
Strafe bedroht ist, wer vorsätzlich 
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gegenüber einer zur Ausführung des 
Gesetzes berufenen Stelle unrichtige 
oder unvollständige Angaben tat- 
sächlicher Art macht oder benutzt, 
um für sich oder einen anderen 
Rechte oder Vergünstigungen, die 
Evakuierten Vorbehalten sind, zu 
erschleichen. <c 

Begründung: 

Klarere Fassung dessen, was durch § 22 
gemeint ist. Vor allem mußte klarge- 
stellt werden, daß lediglich unrichtige 
oder unvollständige Angaben gegen- 
über einer zur Ausführung des Gesetzes 
berufenen Stelle strafbar sein sollen. 

Nach der Fassung des Regierungsent- 
wurfs ist es zweifelhaft, ob nicht auch 
unrichtige oder unvollständige An- 
gaben gegenüber privaten Organisatio- 
nen mit Strafe bedroht sind. 

16. § 23 ist wie folgt zu fassen: 

4 23 

Geltung des Gesetzes im Lande Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maß- 
gabe des § 13 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin 
im Finanzsystem des Bundes (Drittes 
Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Die Aufstellung der 
Pläne über die Rückführung von 
Evakuierten nach Berlin (§ 7) erfolgt 
im Benehmen mit dem Senat von 
Berlin. 


(2) Nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 2 gelten Rechtsverordnungen, 
die auf Grund der in diesem Gesetz 
enthaltenen Ermächtigung erlassen 
werden, im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes.“ 

Begründung: 

Übliche Berlin-Klausel. 

17. § 24 ist wie folgt zu fassen: 

4 24 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. §§ 5, 
6, 9, 12, 13 und 17 dieses Gesetzes 
gelten nicht, soweit durch Landes- 
recht eine günstigere Regelung er- 
folgt ist. Sie treten, wenn das Land 
innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
günstigere Regelung trifft, mit dem 
Inkrafttreten des Landesrechtes 
außer Kraft. Die Bestimmungen im 
Abschnitt IV treten mit dem 31. De- 
zember 1955 außer Kraft.“ 

Begründung: 

Es muß den Ländern überlassen blei- 
ben, für ihren Bereich eine günstigere 
Regelung zu treffen, wie es auch für 
die Vertriebenen in § 99 Abs. 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes vorgesehen 
ist. 

Die im letzten Satz ausgesprochene Be- 
fristung ist geboten, da es nicht ver- 
tretbar ist, die Betreuungsmaßnahmen 
im Ausgangsort auf unbegrenzte Zeit 
durchzuführen. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zum 
Entwurf eines Bundesevakuiertengesetzes 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates — be- 
schlossen in der Sitzung vom 6. Februar 
1953 — wie folgt Stellung: 

Zu 2 a. 

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 

Der Änderung des Stichtages „7. Mai 1945“ 
in „8. Mai 1945“ wird nicht zugestimmt. 

Begründung: 

Die im Verhältnis zwischen dem Bund und 
den Ländern den Begriff des Evakuierten 
regelnden Bestimmungen, so das gemeinsame 
Rundschreiben des Bundesministers des 
Innern und des Bundesministers der Finan- 
zen vom 17. März 1950 — 5180-106/50 — 
und — II 6/4 — für das Verrechnungsverf äh- 
ren zwischen Bund und Ländern über die 
Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe und der 
Entwurf der Ersten Durchführungsverord- 
nung zum Ersten Uberleitungsgesetz, sehen vor, 
daß der Evakuierte seinen früheren Wohn- 
sitz vor dem 8. Mai 1945 verlassen haben 
muß. Es erscheint nicht angebracht, diesen 
durch die jahrelange Geltung geläufigen 
Termin zu ändern. 

Zu 2 d. 

§ 1 Abs. 4 

Der Einfügung der Worte „in der Regel“ 
zwischen den Worten „liegen“ und „vor“ 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung: 

Da die Regierungsvorlage die kriegsbedingten 
Gründe, die für das Verlassen der Wohnsitz- 
gemeinde maßgeblich sind und die eine ge- 


setzliche Voraussetzung für den Evakuierten- 
begriff bilden, erschöpfend aufführt, ist die 
Einschaltung der Worte „in der Regel“ nicht 
am Platze. 

Zu 3 a. 

§ 2 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 

Begründung: 

Die Regierungsvorlage läßt insbesondere 
durch das Wort „und“ am Schluß der Ziffer 1 
eindeutig erkennen, daß die Anwendung des 
Gesetzes von dem Vorliegen zweier Tat- 
bestände abhängig gemacht wird. Diese Über- 
sichtlichkeit würde bei einem Fortfall der 
ziffernmäßigen Unterteilung verloren gehen. 

Zu 3 b. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 

Der Festsetzung der Ausschlußfrist im Gesetz 
wird nicht zugestimmt. 

Begründung: 

Wenn von vornherein in das Gesetz eine 
Ausschlußfrist für die Erklärung des Rück- 
kehrwillens aufgenommen wird, ist anzu- 
nehmen, daß eine große Zahl von Personen 
angeregt wird, sich für die Rückkehr zu mel- 
den, ohne sich endgültig zu überlegen, ob sie 
auch tatsächlich zurückkehren wird. Das Ziel, 
das dem Bundesrat offenbar vor Augen 
schwebt, über die Zahl der Rückkehrwilligen 
baldmöglichst einen abschließenden Über- 
blick zu erhalten, würde also nach Auf- 
fassung der Bundesregierung durch die 
Setzung einer Frist im Gesetz selbst nicht 
erreicht werden. 
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Zu 4 a. 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 

Dem Vorschlag wird insoweit zugestimmt, 
als der Termin „31. Juli 1945“ in „31. De- 
zember 1946“ geändert wird, so daß § 3 
Abs. 1 Nr. 1 folgende Fassung erhalten soll: 

„1. in der Zeit vom 26. August 1939 bis 
31. Dezember 1946 ihre Wohnsitz- 
gemeinde im Deutschen Reich nach 
dem Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937 aus kriegsbedingten Gründen 
verlassen haben und“. 

Begründung: 

Durch die Hinausschiebung des Begrenzungs- 
termins auf den 31. Dezember 1946 können 
alle Fälle der Evakuierung, die berechtigter- 
weise zu erfassen sind, in die Rechtsverord- 
nung einbezogen werden. 

Die Beibehaltung des Wortes „kriegsbeding- 
ten“ statt des vorgeschlagenen Wortes 
„kriegsursächlichen“ erscheint schon wegen 
der Übereinstimmung mit dem Wortlaut des 
§ 1 erforderlich. 

Zu 5 a. 

§ 4 Abs. 1 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Die Aufnahme einer Ausschlußfrist in das 
Gesetz erscheint aus den zu Punkt 3 b auf- 
geführten Gründen nicht angebracht. 

Zu 7. 

§ 7 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Es kann nicht beabsichtigt sein, im Gesetz 
bereits alle Regelungen festzulegen, die ein 
Rückführungsplan zu enthalten hat. Der 
Bundesrat hat es aber dadurch, daß der Rück- 
führungsplan seiner Zustimmung unterliegt, 
in der Hand, ihn in seinem sachlichen Inhalt 
entscheidend zu beeinflussen. 

Zu 8. 

§ s 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 


Begründung: 

§ 8 Abs. 1 

Der Vorschlag des Bundesrates will den rück- 
zuführenden Evakuierten nur eine Kann- 
Leistung auf Erstattung der Rückführungs- 
kosten einräumen. Da die Evakuierung aus 
Gründen erfolgte, die die Evakuierten nicht 
zu vertreten haben, wäre es unbillig, ihnen 
grundsätzlich einen Anspruch auf Übernahme 
der Rückführungskosten auf die öffentliche 
Hand vorzuenthalten. Auch wird man sie 
nicht auf eine Erstattung verweisen können, 
sondern ihnen den Anspruch unmittelbar 
geben müssen. 

§ 8 Abs. 2 

Die Verrechnungsfähigkeit der Rückfüh- 
rungskosten im Rahmen der Kriegsfolgen- 
hilfe richtet sich nach den Bestimmungen des 
Ersten Überleitungsgesetzes. Die Aufnahme 
einer besonderen Vorschrift hierüber ist ent- 
behrlich; sie ist auch für gleichartige Fälle in 
anderen Gesetzen nicht enthalten. 

Zu 9 a, b, c 
§ 9 Abs. 2, 4 und 5 

Den Änderungen wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Die praktische Durchführung der Rückfüh- 
rung ist in hohem Maße abhängig von der 
Bereitstellung des erforderlichen Wohn- 
raumes. Durch die vorgeschlagene Streichung 
der Bestimmungen des § 9 Abs. 2, 4 und 5 
würden wesentliche Voraussetzungen hierfür 
entfallen. Diese Streichung würde einen weit- 
gehenden Verzicht auf Begünstigungsvor- 
schriften mit dem Ziel der Bereitstellung von 
Wohnraum für rückkehrende Evakuierte be- 
deuten. 

Die Bestimmungen der Abs. 2 und 4 sind 
übrigens bereits im Entwurf des Bundesver- 
triebenengesetzes enthalten und dort nicht 
beanstandet worden. Auch die Belange der 
Länder (Absatz 4) sind hinreichend gewahrt, 
da die vorgesehene Rechtsverordnung der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Die Bestimmung des Absatzes 5 steht in Be- 
ziehung zu der durch § 5 Abs. 3 vorgesehe- 
nen Rückführung der Evakuierten. Während 
§ 5 Abs. 3 nur die aus den Flüchtlingsabgabe- 
ländern im Rahmen der Umsiedlung rückzu- 
führenden Evakuierten erfaßt, fordert § 9 
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Abs. 5 die Bereitstellung von Wohnraum für 
diejenigen Evakuierten, die nicht aus einem 
Abgabeland in ein Aufnahmeland rückge- 
führt werden. Der Bestimmung des Ab- 
satzes 5 kommt daher besondere praktische 
Bedeutung zu. 

Zu 10 
§ 11 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Nach der Regierungsvorlage kann es nicht 
zweifelhaft sein, daß alle rückgeführten und 
zurückkehrenden Ärzte, Zahnärzte und Den- 
tisten an den Ausgangsorten zur Kassenpraxis 
wieder zugelassen sind, wenn sie vor der 
Evakuierung die Zulassung besaßen. Es ist 
also unerheblich, ob sie an ihrem Zufluchts- 
ort zur Kassenpraxis zugelassen waren oder 
nicht. Eine Ergänzung des Absatzes 1 ist mit- 
hin entbehrlich. 

Die durch die Anfügung eines neuen Ab- 
satzes 2 beabsichtigte Bevorzugung einer 
Gruppe der Evakuierten ist nicht recht ver- 
tretbar. Die bereits zurückgekehrten Ärzte, 
Zahnärzte und Dentisten könnten aus Grün- 
den einer notwendigen gleichmäßigen Be- 
handlung von Gruppen, die sich in vergleich- 
barer Rechtslage befinden, nur durch die vom 
Bundesrat zu § 20 vorgeschlagene Erweite- 
rung der Härtebestimmungen berücksichtigt 
werden. 

Zu 13 b 
§ 20 

Der vorgeschlagenen Änderung wird zuge- 
stimmt mit der Maßgabe, daß die durch den 
neuen Absatz 2 vorgesehene Zulassung von 
Betreuungsmaßnahmen für bereits zurück- 
gekehrte Evakuierte sich nur auf Tatbestände 
erstrecken soll, die die Wiederherstellung 
einer früheren Rechtslage bezwecken, so daß 
anstelle der „§§ 10 bis 19“ zu setzen ist 
„§§ 10, 11 und 18“. 

Begründung: 

Es entspricht der Grundtendenz des Gesetzes, 
das primär ein Rückführungsgesetz ist, die 
Betreuungsmaßnahmen nur auf die seit dem 
Inkrafttreten des Gesetzes in ihren Ausgangs- 
ort rückgeführten oder zurückgekehrten 
Evakuierten anzuwenden. Dagegen kann dem 
Vorschlag des Bundesrates insoweit gefolgt 


werden, als es sich um eine echte Wieder- 
einsetzung in den vorigen Stand handelt. 

Zu 14 

§ 21 Abs. 2 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Es trifft zu, daß Maßnahmen, die eine 
Wiederherstellung des früheren Rechtszu- 
standes bedeuten, sich in der Regel alsbald 
nach der Rückkehr der Evakuierten voll- 
ziehen werden. Eine zeitliche Begrenzung 
für die Inanspruchnahme der Maßnahmen 
erscheint aber trotzdem erforderlich, um für 
die Fälle, die einer Mitwirkung der Bevor- 
rechtigten bedürfen, eine unerwünschte 
Hinauszögerung auszuschließen. Hält man 
für Fälle dieser Art eine Fristsetzung für ge- 
boten, so dürfte kein Anlaß vorliegen, für 
sie eine andere Frist festzusetzen als für die 
anderen Betreuungsmaßnahmen. 

Zu 15 
§ 22 

Der Änderung wird nicht zugestimmt. 
Begründung: 

Die Regierungsvorlage entspricht der in 
dem Bundesvertriebenengesetz enthaltenen 
Fassung, die nicht beanstandet ist. Die An- 
passung an das Bundesvertriebenengesetz 
sollte bei der Gleichartigkeit beider Gesetze 
im Interesse der Einheitlichkeit gewahrt 
bleiben. 


Zu 17 
§24 

Der Änderung wird nur insoweit zuge- 
stimmt, als dem Wortlaut der Regierungs- 
vorlage hinter „§§ 5, 6,“ eingefügt wird 

Begründung: 

Der Landesgesetzgebung werden aus Zweck- 
mäßigkeitserwägungen Regelungen zu über- 
lassen sein, die sich innerhalb des Landes voll- 
ziehen und somit echte Landesangelegen- 
heiten sind. Damit erscheinen die Interessen 
der Länder ausreichend gewahrt. In diesem 
Rahmen bestehen keine Bedenken, auch die 
Fassung des § 9 gegebenenfalls der Gesetz- 
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gebung der Länder zu unterwerfen, zumal 
bei Wohnungsbaumaßnahmen eine gegen- 
über der vorgesehenen Bundesregelung gün- 
stigere landesrechtliche Vorschrift durchaus 
erwünscht ist. Erheblichen Bedenken muß es 
aber unterliegen, wenn der Gesetzgebungs- 
kompetenz der Länder Bestimmungen unter- 
worfen werden, wie z. B. die Vorschriften 
der §§ 5 und 6, die für die Durchführung 
von Maßnahmen wesentlich sind, die zweck- 
mäßigerweise in der Hand des Bundes liegen 
müssen, wie die Rückführung von Land zu 
Land. 

Was die Festsetzung einer Frist für die Be- 
treuungsmaßnahmen anlangt, so kann diese 
nicht generell festgelegt werden, weil der 


Zeitpunkt der Rückführung bzw. Rückkehr 
der Evakuierten keineswegs gleichmäßig lie- 
gen wird und alle nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes in ihren Heimat- 
ort rückgeführten bzw. zurückgekehrten 
Evakuierten eine gleiche Zeitdauer über die 
Möglichkeit haben sollen, in dem Genuß von 
Betreuungsmaßnahmen zu verbleiben. Die- 
sen Gedanken folgend, sieht der Regierungs- 
entwurf vor, daß die Betreuungsmaßnahmen 
für alle Rückkehrer gleichmäßig nach Ablauf 
von drei Jahren nach Rückkehr in den Aus- 
gangsort enden (§ 21 Abs. 2). 

Den übrigen Änderungsvorschlägen des 
Bundesrates, die vorstehend nicht behandelt 
wurden, wird zugestimmt. 
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